
Nachschlagewerk: ja
BGHZ. : nein

J. C. Winter

BGB § 12

Wer eine Marke mit einem Namen als Bestandteil erwirbt, er­
hält - ohne die Einräumung einer weitergehenden Befugnis - 
nicht das Recht zur Namensführung.

BGH, Urt. v. 8. Februar 1996 - I ZR 216/93 - OLG Oldenburg
LG Aurich
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 8. Februar 1996 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Piper und die Richter 
Prof. Dr. Erdmann, Dr. Mees, Prof. Dr. Ullmann und Starck

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Oldenburg vom 
7. Oktober 1993 im Kostenausspruch und hinsichtlich 
der Entscheidung über den Unterlassungsantrag zu a) 
aufgehoben.

Im Umfang der Aufhebung wird auf die Berufung des 
Klägers das Urteil der IV. Zivilkammer des Landge­
richts Aurich vom 26. März 1993 abgeändert:

Der Beklagten wird verboten, im Geschäftsver­
kehr, insbesondere in der Werbung, die Namen 
"J. C. Winter" und "Winter" zu verwenden, aus­
genommen in der Form der eingetragenen Waren­
zeichen.

Für jeden Fall der Zuwiderhandlung der Beklag­
ten wird ein Ordnungsgeld bis zur Höhe von 
500.000,—  DM, ersatzweise Ordnungshaft, wel­
che an dem Geschäftsführer der Komplementärge- 
Seilschaft der Beklagten zu vollziehen ist, 
ang'edroht.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS
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Von den Kosten des Revisionsverfahrens trägt der 
Kläger 3/10, die Beklagte 7/10.

Die übrigen Kosten des Rechtsstreits werden hälftig 
geteilt.

Von Rechts wegen
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Tatbestand;

Der Kläger führt den Namen "Johann Christoph Winter" als 
fünfter Namensträger in acht Generationen. Er war Geschäfts-^ 
führer und Gesellschafter der seit November 1992 erloschenen 
"J. C. Winter GmbH", die bis Anfang 1990 eine der Familie 
seit 1838 gehörende Weinkellerei und Likörfabrik betrieb. Im 
Rahmen der Aufgabe des Geschäftsbetriebs verkaufte die J. C. 
Winter GmbH mit Vertrag vom 29. Dezember 1989 der Beklagten 
die noch vorhandenen Warenbestände und ihre Warenzeichen, 
u.a. das Wortzeichen 749 151
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J . Q. W i n t e r 
gejgr. 1838

sowie das Wort-/Bildzeichen 1 064 640

Der Vereinbarung vom 29. Dezember 1989 war der Kläger 
beigetreten.

Die Beklagte verwendet den Namen Winter u.a. auf Werbe­
prospekten in folgender Weise:
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Fahrzeuge, Verpackungen und Etiketten versieht sie zu­
meist mit folgender Beschriftung:

"I.W.Wolf'f
Herstellung und Vertrieb 
J.C.Winter 
Leer und Aurich 
Ostfriesland",

wobei "J.C. Winter" stark hervorgehoben wird.

Der Kläger hat in dieser Art der Verwendung des Namens 
"Winter" eine Verletzung seines Namensrechts gesehen. Die 
Beklagte erwecke bei dem Publikum zudem den Eindruck, die 
Firma "J.C. Winter" übernommen zu haben. Die Beklagte dürfe 
die erworbenen Warenzeichen nur in der eingetragenen Form 
benutzen, nicht jedoch die Namen "J.C. Winter" oder "Winter" 
allein.

Er hat zuletzt beantragt,

der Beklagten unter Androhung näher be-’eichneter 
Ordnungsmittel zu verbieten, im geschäftlichen Ver­
kehr, insbesondere in der Werbung

a) den Namen "J.C. Winter" und die Bezeichnung 
"Winter" zu verwenden, ausgenommen in der Form 
der eingetragenen Warenzeichen,
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b) sich zu gerieren, als habe sie die Firma J. C.
Winter GmbH übernommen, insbesondere durch Ver­
wendung des Namens "J.C. Winter" und "Winter".

Die Beklagte ist dem entgegengetreten. Die Benutzung des 
Namens Winter durch sie sei warenzeichenrechtlich zulässig. 
Es handele sich hierbei nur um eine unwesentliche Abänderung 
der eingetragenen Zeichenform. Zudem sei sie nach dem Ver­
trag berechtigt, die Geschäftstradition der Verkäuferin 
fortzusetzen, weshalb sie die Bezeichnung "Winter" auch au­
ßerhalb der übertragenen Warenzeichen nutzen dürfe. Dies er­
gebe sich insbesondere daraus, daß nach § 7 des Vertrags vom 
29. Dezember 1989 der Kläger das in den übertragenen Waren­
zeichen enthaltene Familienwappen nur für private Zwecke 
weiterhin verwenden dürfe und er sich verpflichtet habe? un­
ter dem Namen "Winter" keinen neuen Geschäftsbetrieb zw-be­
treiben. "

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung 
des Klägers ist erfolglos geblieben, wobei das Berufungsge­
richt den Klageantrag zu b) mangels hinreichender Bestimmt­
heit als unzulässig angesehen hat. Insoweit hat der Senat 
die Revision des Klägers nicht angenommen. Dieser begehrt 
nunmehr nach dem Klageantrag zu a) zu erkennen. Die Beklagte 
beantragt, die Revision zurückzuweisen.
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Entscheidunqsgründe:

I. Das Berufungsgericht hat ausgeführt, die Beklagte ge­
brauche den Namen des Klägers nicht unbefugt. Dieser habe 
der Beklagten nämlich durch den Vertrag vom Dezember 1989 
die Verwendung des Namens "J. C. Winter" und "Winter" wirk­
sam gestattet. Da § 7 des Vertrags eine Verpflichtung des 
Klägers enthalte, das Familienwappen der Familie in Zukunft 
nur noch zu privaten Zwecken zu verwenden, und den Kläger 
verpflichte, keinen neuen Geschäftsbetrieb unter dem Namen 
"Winter" zu betreiben, folge daraus im Zusammenhang mit den 
übrigen Bestimmungen des Vertrags und den übertragenen Wa­
renzeichen im Umkehrschluß, daß die Beklagte den Namen "Win­
ter" wie auch "J. C. Winter" in der Art einer Marke benutzen 
dürfe. Die vertragliche Vereinbarung zeige insoweit, daß der 
Kläger weitgehend darauf verzichten wollte, sein Namensrecht 
gegenüber der Beklagten geltend zu machen. Die Verwendung 
des Namens des Klägers "Winter" und "J. C. Winter" in der 
von der Beklagten gewählten Form sei überdies auch von den 
übertragenen Warenzeichen gedeckt. Die Abweichungen von der 
eingetragenen Form seien geringfügig.

Gegen diese Beurteilung wendet sich die Revision mit 
Erfolg.

II. 1. Das Berufungsgericht ist zutreffend davon ausge­
gangen, daß dem Kläger als Träger des Namens "J. C. Winter" 
das Recht zusteht, gegen jede unbefugte Benutzung dieses Na­
mens vorzugehen. Das Namensrecht gemäß § 12 BGB dient dem 
Schutz des Namens als Identitätsbezeichnung seines Trägers
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(BGH, Urt. v. 4.3.1960 - I ZR 43/59, GRUR 1960, 550, 553 
- Promonta) und verbietet dem Dritten die Anmaßung eines 
fremden Namens, welche zu einer Identitäts-- oder Zuordnungs­
verwirrung führt (BGHZ 30, 7, 10 - Caterina Valente; BGHZ 
119, 237, 245 - Universitätsemblem).

2. Die Erwägungen des Berufungsgerichts, die Beklagte 
bediene sich befugtermaßen des Namens des Klägers im ge­
schäftlichen Verkehr, halten einer rechtlichen Nachprüfung 
indessen nicht stand.

Unbefugt ist der Gebrauch eines Namens, wenn ein eigenes 
Benutzungsrecht nicht gegeben ist. Denn in dem Recht auf den 
Namen liegt auch das Recht auf den ausschließlichen Gebrauch 
desselben gegenüber jedem, der nicht ebenfalls ein Recht auf 
diesen Namen hat (BGHZ 8, 318, 321 - v. Gerlach-Gesell- 
schaft).

Der Beklagten steht ein eigenes Benutzungsrecht am Namen 
des Klägers nicht zu.

a) Die der Beklagten mit der Übertragung der Warenzei­
chen Nr. 749 151 und Nr. 1 064 640 eingeräumte Rechtsmacht, 
die Marken mit dem Namensbestandteil "J. C. Winter" und 
"Winter" gemäß § 15 WZG, § 14 MarkenG zur Kennzeichnung von 
Waren zu verwenden, schließt nicht das Recht ein, den Zei­
chenbestandteil "Winter" davon losgelöst als Namen zu ver­
wenden...
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Schon die Eintragung des Warenzeichens mit dem Namensbe­
standteil "Winter" ließ das Recht des Namensinhabers zur 
Führung seines Namens gemäß § 12 BGB unberührt. Sonach konn­
te auch die Beklagte .über den Erwerb der Warenzeichen ein 
Recht zur Führung des Namens Winter nicht erwerben. Die Er­
wägungen des Berufungsgerichts, die Verwendung des Namens 
"J. C. Winter" ohne den zusätzlichen Bestandteil "gegr.
1838" und des Namens "Winter" in einem räumlichen Abstand 
zum Wappen als Bildbestandteil des Zeichens weiche nur uner­
heblich von der geschützten Zeichenform ab und lasse auch 
den zeichenrechtlichen Schutz im Hinblick auf den Zwang zur 
Benutzung des Zeichens nicht verlorengehen, sind - ohne daß 
es einer Stellungnahme zu den Anforderungen einer rechtser­
haltenden Benutzung bei einer nur unvollständigen Verwendung 
eines Zeichens (vgl. nunmehr § 26 Abs. 3 MarkenG) bedürfte - 
nicht geeignet, eine Befugnis der Beklagten zur Führung des 
Namens "Winter" zu begründen.

Die Befugnis zum Gebrauch einer Marke schließt das Recht 
zu einem namensmäßigen Gebrauch des in der Marke enthaltenen 
Namens nicht ein. Die Marke macht die damit gekennzeichnete 
Ware oder Dienstleistung kenntlich und ordnet diese dem 
kennzeichnungsberechtigten Unternehmen zu. Das Recht aus der 
Marke verleiht aber keine Befugnis, einen in der Marke ent­
haltenen Namen als solchen zur Identitätsbezeichnung zu tra­
gen. Wer ein Warenzeichen mit einem Namen als Bestandteil 
-erwirbt, erhält damit - ohne die Einräumung einer weiterge­
henden Befugnis - nicht das Recht zur Namensführung. Der Er­
werber einer solchen Marke hat bei deren Gebrauch alles zu
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unterlassen, was dem Schutz des darin enthaltenen Namens als 
einer Identitätsbezeichnung des Namensträgers gemäß § 12 BGB 
zuwiderläuft.

b) Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts kann § 7 
der vertraglichen Vereinbarung der Parteien nicht entnommen 
werden, der Kläger habe weitgehend darauf verzichten wollen, 
sein Namensrecht gegenüber der Beklagten geltend zu machen. 
Dieses Verständnis des Vertrags verletzt wesentliche Ausle­
gungsgrundsätze. Das Berufungsgericht verkennt, daß das Na­
mensrecht des Klägers aus § 12 BGB bei der vertraglichen Ab­
rede nicht in Rede steht. Wie die Revision zutreffend her­
vorhebt, spricht die genannte Vertragsklausel die Selbstver­
ständlichkeit aus, daß dem Kläger die private Nutzung des in 
dem übertragenen Warenzeichen Nr. 1 064 640 enthaltenen Wap­
pens unbenommen bleibt. Wird dem Kläger damit aber nur be­
stätigt, was ihm ohnehin zusteht, ist es denkgesetzwidrig, 
aus der Nichterwähnung des Namensrechts des Klägers im ''Um­
kehrschluß" zu folgern, dieser habe auf die Wahrung seiner 
namensrechtlichen Befugnisse verzichtet. Auch der Verpflich­
tung des Klägers, keinen neuen Geschäftsbetrieb unter dem 
Namen "Winter" unmittelbar oder mittelbar zu betreiben - ih­
re rechtliche Wirksamkeit unterstellt -, kann eine Gestat­
tung der namensmäßigen Verwendung des Zeichenbestandteils 
"Winter" oder "J. C. Winter" nicht entnommen werden. Die Re­
vision weist zutreffend darauf hin, daß der Beklagten das 
Recht zur Fortführung der Firma "J. C. Winter GmbH" nicht 
bewilligt worden war. Es lassen sich demnach der Vereinba­
rung der Parteien keine Anhaltspunkte entnehmen, welche die 
Feststellung zuließen, der Kläger habe der Beklagten das
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Recht eingeräumt, seinen Namen in einer über dessen Verwen­
dung in den übertragenen Warenzeichen hinausreichenden Form 
zu gebrauchen.

III. Die Klage erweist sich demnach in dem von der Revi­
sion weiterverfolgten Klageantrag zu a) als begründet, wobei 
das Verbot klarstellend insgesamt auf die Verwendung von 
"J. C. Winter" und "Winter" als Namen ausgesprochen wird.
Die Androhung der Ordnungsmittel beruht auf § 890 ZPO. Die 
Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 1 ZPO.

Piper Erdmann Mees

Ullmann Starck
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